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Vorwort 

Die Studentendemonstrationen der Jahre 1968 und 1969 lösten eine 
kaum übersehbare Zahl von Stellungnahmen und Gerichtsentscheidun-
gen zum Versammlungsrecht aus. Die entscheidende Frage war immer 
wieder die nach den Schranken dieses Grundrechts. Da niemand recht 
wußte, wie diese Schranken zu setzen waren, griff  man auf allgemeine 
Prinzipien der Güterabwägung zurück oder löste das Problem durch 
eine Übernahme der vom Bundesverfassungsgericht  zu Art . 5 GG ent-
wickelten Wechselwirkungslehre. Die Anlehnung an die Meinungsfrei-
heit lag nahe, da die Demonstranten nicht nur von ihrem Versamm-
lungsrecht, sondern auch von ihrer Meinungsfreiheit  Gebrauch gemacht 
hatten. Das eigenständige Gewicht der Versammlungsfreiheit  blieb un-
berücksichtigt. 

Der vorliegenden Schrift  geht es darum, die Versammlungsfreiheit 
aus ihrer Bindung an die Meinungsfreiheit  zu lösen und ihre selbstän-
dige Bedeutung aufzuzeigen, um von da aus ihre spezifischen Schranken 
zu bestimmen. 

Die Arbeit lag als Dissertation der Juristischen Fakultät der Univer-
sität München vor. Sie wurde im Februar 1972 abgeschlossen. Herrn 
Prof.  Dr. Peter Lerche danke ich für die Anregung zu dem Thema. 

Werner  Müller 
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Einleitung 

Überblick über die Problemstellung 

In einem Beschluß vom 14. Apr i l 1969 bestätigte das BayObLG die 
Verurteilung eines Demonstranten, der sich im Anschluß an eine 
Vietnamkundgebung in München an einem Sitzstreik auf öffentlicher 
Straße beteiligt hatte1. Zunächst hatten sich die Versammlungsteilneh-
mer zu einem ordnungsgemäß angemeldeten Protestmarsch formiert, 
der entsprechend einer behördlichen Auflage in sicherer Entfernung vor 
dem amerikanischen Generalkonsulat, dem Ziel der Demonstranten, 
enden sollte. Nachdem Polizeibeamte den Zug zum Stehen gebracht 
hatten, setzten sich zahlreiche Demonstranten auf die Straße, um den 
Verkehr aufzuhalten und so ihr Anliegen massiv zur Geltung zu brin-
gen. 

Das BayObLG verurteilte wegen Landfriedensbruch  nach § 125 
Abs. 2 StGB a. F. Dabei setzte sich das Gericht mi t der Frage auseinan-
der, ob sich der Angeklagte auf seine Grundrechte aus Art . 5 GG und 
Art. 8 GG berufen könne, und ob deswegen eine Bestrafung ausge-
schlossen sei2. Art . 5 GG schützte zwar auch Demonstrationen als Mit te l 
der Äußerung und Verbreitung von Meinungen, er gebe jedoch kein 
Recht darauf,  von anderen angehört zu werden3. Einen solchen, nicht 
durch die Meinungsfreiheit  gedeckten Anspruch habe der Angeklagte 
aber mi t seinem Sitzstreik versucht durchzusetzen. I m Hinblick auf 
Art . 8 GG ließ das Gericht dahingestellt, ob ein Sitzstreik überhaupt 
eine Versammlung im Sinne dieser Bestimmung sei4. Art . 8 GG schütze 
nämlich nur friedliche Versammlungen. Davon könne indessen keine 
Rede mehr sein, wenn es im Laufe der Versammlung zu rechtswidrigen, 
gewalttätigen Handlungen gegen Drit te komme. Dazu gehöre das Ver-
sperren eines Zu- oder Durchgangs durch das geschlossene Zusammen-
drängen einer Menschenmenge. 

1 BayObLG, NJW 1969, S. 1127. 
2 Die Berufung auf die i n Ar t . 5 GG und Ar t . 8 GG niedergelegten Grund-

rechte war ein ständiger Einwand der Verteidiger in den Demonstrations-
Prozessen der letzten Jahre (vgl. Ott,  NJW 1969, S. 454, 457); gegen die Funk-
t ion des Demonstrationsrechts als selbständiger Rechtfertigungsgrund  aber 
z. B. Henneka,  Die Welt v. 4.12.1968, S. 17. 

3 So auch Herzog,  Maunz/Dürig/Herzog, Ar t . 5 Anm. 60. 
4 Zur Frage des Sitzstreiks insbesondere Janknecht,  GoltdA 1969, S. 33 ff. 
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Dieser Beschluß ist ein Beispiel neben vielen anderen, wie unsyste-
matisch in der Rechtsprechung Art. 5 GG und Art . 8 GG nebeneinander 
gestellt werden5. Indem das BayObLG die Demonstration als Mit te l 
der Meinungsfreiheit  erkennt, unterwirf t  es sie gleichzeitig den Schran-
ken des Art . 5 GG. Daneben w i rd aber auch Art. 8 GG herangezogen, 
der eine ganz andere Schrankensj^stematik hat. Das Ergebnis dieser 
Betrachtungsweise ist eine Schrankenkumulierung, wie sie Klein  vor-
schlägt6, wie sie aber von der Literatur im übrigen fast durchwegs 
abgelehnt wird 7 . 

Es besteht kein Zweifel, daß im Rahmen von Versammlungen regel-
mäßig auch vom Grundrecht der Meinungsfreiheit  Gebrauch gemacht 
wird. Insbesondere ist das bei der A r t von Demonstrationen der Fall, 
wie sie unter dem Begriff  „Studentenunruhen" bekannt sind und in 
den vergangenen Jahren immer wieder die Gerichte beschäftigt haben. 
Wie aber die Schutzbereiche der beiden Grundrechte, Meinungsfreiheit 
und Versammlungsfreiheit,  gegeneinander abzugrenzen sind, diese 
Frage ist offen 8. 

Die Rechtsprechung hat das dogmatische Problem des Dualismus 
zwischen Art. 5 GG und Art . 8 GG bisher kaum erörtert, gschweige denn 
bewältigt9. In der Rechtslehre gibt es lediglich Ansätze von Deutungs-
versuchen. Für Enderling  ist das Versammlungsrecht „ein Teil des 
Rechts auf freie Meinungsäußerung (Art. 5 GG)", also ein bloßer Unter-
fal l der Meinungsfreiheit 10. Hoerni  sieht in der Versammlungsfreiheit 
einen Spezialfall der Meinungsfreiheit n . Dagegen spricht Füßlein  von 
einer „A r t Idealkonkurrenz" zwischen Meinungs- und Versammlungs-
freiheit,  wobei er betont, daß beide Grundrechte völ l ig selbständig ne-
beneinanderstehen12. Hamann/Lenz  sehen in der Versammlungsfreiheit 

5 Vgl. z.B. BGH, NJW 1969, S. 1770; OLG Stuttgart, NJW 1969, S. 1543; 
OLG Celle, NJW 1970, S. 206; BVerwG, DRiZ 1969, S. 158. 

6 Mangoldt/Klein,  Bd. I, S. 125 f. sowie S. 312 f.; nach der Klein'schen Lehre 
w i r d ein Grundrecht durch die Schranken eines anderen begrenzt, wenn von 
diesem gleichzeitig mi t dem ersten Gebrauch gemacht wi rd. 

7 z. B. Herzog,  Maunz/Dürig/Herzog, Ar t . 8 Anm. 31. 
8 So schreibt Quilisch  (Die demokratische Versammlung, S. 13 FN 4): „Das 

Verhältnis beider Grundrechte (d. h. Ar t . 5 GG und Ar t . 8 GG) ist allerdings 
ungeklärt." 

9 Eine bemerkenswerte Ausnahme bi ldet die Entscheidung des OVG Mün-
ster (DÖV 1970, S. 344), die das Problem zumindest erkennt und i m wesent-
lichen im Anschluß an Herzog zu lösen versucht. 

10 Enderling,  VersG, S. 23; dagegen Hoff  mann, JuS 1967, S. 393 (397); Qui-
lisch,  S.169. 

11 Hoerni,  Konrad, Versammlungsrecht i n der Schweiz, Aarau 1938, S. 158. 
12 Füßlein,  Die Grundrechte, Bd. I I , S. 449, 451; ders.,  VersG, S. 18; ders., 

DVB1 1954, S. 553; ebenso Mangoldt/Klein  Bd. I , S. 300; ähnlich v.  Münch,  BK, 
Ar t . 8 Anm. 18. 
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eine Ergänzung der Meinungsfreiheit  nach der kollektiven Seite hin13. 
Nach Herzog,  der das Problem bisher am ausführlichsten behandelt hat, 
stellt sich das Verhältnis zwischen Art . 5 GG und Art . 8 GG teilweise als 
Ideal-, teilweise als Gesetzeskonkurrenz dar14. Inwieweit diese Qualifi-
zierungen brauchbar sind, w i rd noch zu untersuchen sein. 

Praktisch relevant w i rd die Problematik dann, wenn es darum geht, 
die einer Versammlung gesetzten Schranken zu bestimmen. Es geht 
nicht an, bei der rechtlichen Beurteilung einer Versammlung Art . 5 GG 
und Art . 8 GG einfach nebeneinanderzustellen, ohne sich über ihr Ver-
hältnis zueinander Rechenschaft zu geben. Der Vorwurf  tr i f f t  insbe-
sondere die Rechtsprechung, die oft beide Bestimmungen auf das ge-
samte Erscheinungsbild der Versammlung bezieht und damit, teil-
weise vielleicht ungewollt, zu einer Schrankenkumulierung gelangt. Das 
Dilemma der Gerichte ist freilich nur zu verständlich, denn bei der 
angedeuteten Meinungsvielfalt in der Literatur waren wegweisende 
Richtlinien kaum zu finden. 

Der eingangs zitierte Beschluß des BayObLG hat ein weiteres Pro-
blem aufgeworfen,  das entgegen mancher euphemistischer Äußerungen 
immer noch nicht geklärt ist: Was ist eine Versammlung15? Gehört ein 
Sitzstreik zur Blockierung des Verkehrs dazu16. Eine Prozession? Eine 
Aktionärsversammlung? Ein Theater- oder Konzertpublikum? Ist ein 
Klassentreffen  eine Versammlung? — Auf der einen Seite steht die 
Auffassung  Füßleins,  der als Versammlung im Sinne von Art . 8 GG nur 
solche Zusammenkünfte anerkennt, welche auf die Erörterung öffent-
licher Angelegenheiten gerichtet sind17. Demgegenüber bezeichnet das 
Reichsgericht als Versammlung „eine Zusammenkunft zu einem (d. h. 
irgendeinem)18 gemeinsamen Zweck . . . , zu dessen Erreichen die Anwe-
senden sich nicht nur räumlich zusammenfinden, sondern sich auch 
innerlich untereinander zusammenschließen und von anderen abson-
dern"19. Nach dieser Auffassung  genügt jeder beliebige Zweck als Ver-

13 Hamann/Lenz,  Ar t . 8 Anm. A. 
14 Herzog,  Maunz/Dürig/Herzog, Ar t . 5 Anm. 35 f., Ar t . 8 Anm. 29 f. 
1 5 Das OLG Hamburg (MDR 1965, S. 319) spricht von Einhell igkeit bei der 

Umschreibung des Versammlungsbegriffs.  Klein  behauptet, der Begriff  stehe 
seit dem RVG von 1908 in Rechtslehre, Rechtsprechung und Verwaltungs-
praxis fest (Mangoldt/Klein,  Bd. I , S. 304). 

1 6 Das BayObLG (NJW 1969, S. 1127) hat die Frage gestellt, aber nicht be-
antwortet. 

17 Füßlein,  VersG, S. 22; ders.,  Die Grundrechte, Bd. I I , S. 443 f.; ähnlich 
Mangoldt/Klein,  Bd. I , S. 304; v.  Jan, RVG, S. 58. 

1 8 Einschub des Verfassers. 
1 9 RG, JW 1925, S. 986, 987; ebenso RGSt 21, 71, worauf sich das OLG Ham-

burg (MDR 1965, S. 319) fälschlicherweise beruft;  ähnlich v.  Münch,  BK, Ar t . 8 
Anm. 22; Herzog,  Maunz/Dürig/Herzog, Ar t . 8 Anm. 43. 
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